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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Die Ergebnisse der Klimakonferenz in Kyoto weiterentwickeln und notwendige 
Maßnahmen durchsetzen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Beschlüsse der Klimakonferenz in Kyoto fallen weit hinter die 
Forderungen der früheren Weltklimakonferenzen 1988 und 1990 
und die Empfehlungen des Erdgipfels von Rio 1992 zurück. 

Die Verpflichtung der Industrieländer, in der Zeit von 2008 bis 2012 
die Emissionen von sechs Treibhausgasen um durchschnittlich 
5,2 % zu senken, ist unzureichend. Die EU hat ihr Ziel, den Aus- 
stoß der Treibhausgase bis zum Jahr 2010 um 15 % zu verringern, 
nicht durchgehalten. 

Die Zulassung von Zuwächsen beim Ausstoß von Treibhausgasen 
für Industriestaaten lehnt der Deutsche Bundestag ab. Hierin liegt 
der Schlüssel für die Losung des globalen Klimaschutzes. Nur dann 
werden auch Schwellen- und Entwicklungsländer ihre Emissionen 
begrenzen. 

Die USA, deren CO 2 - Ausstoß pro Einwohner viermal höher als der 
Weltdurchschnitt und doppelt so hoch wie in Westeuropa ist, wer- 
den aufgef ordert, ihrer klimapolitischen Verantwortung gerecht zu 
werden und bis zum Jahre 2005 ihren Ausstoß von Treihausgasen 
erheblich unter das Niveau von 1990 zu senken. 

Die EU darf nicht zulassen, daß die USA auch in Zukunft mit ihrer 
Politik des Klima-Dumpings auf den VN-Vertragsstaatenkonfe- 
renzen durchkommt, die auf den Druck der amerikanischen Indu- 
strie zurückgeht und von der Mehrheit der amerikanischen Be- 
völkerung nicht akzeptiert wird. 

Klimapolitisch verfehlt sind auch die im Protokoll der Konferenz 
von Kyoto prinzipiell vorgesehenen Möglichkeiten eines Handels 
mit Emissionsrechten, die Anrechnung von Wäldern als C02-Sen- 
ken und die zeitlichen Ausnahmeregelungen für verschiedene 
Branchen und Regionen. 

Das Protokoll der Klimakonferenz von Kyoto kann vom Deutschen 
Bundestag nur angenommen werden, wenn befriedigende Regeln 
für den Handel mit Emissionszertifikaten erreicht werden, die nicht 
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gegen nationale Reduktionsverpflichtungen auf gerechnet werden 
dürfen. Kurzfristig muß ferner Klarheit über den Umfang von Aus- 
nahmeregelungen geschaffen werden. Diese Ausnahmen dürfen 
nicht zu einem Anstieg von Treibhausgasen führen. 

Die Bundesregierung muß auch ihre eigenen Anstrengungen ver- 
stärken. Ihre Klimapolitik hat sie nicht umgesetzt und wird ihre 
Reduktionsverpflichtungen in beträchtlichem Umfang verfehlen. 


11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. auf europäischer Ebene für die Beibehaltung des EU-Klima- 
schutzziels- Absenkung der C02-Emissionen um 15 % bis 2010 
- zu sorgen. Dazu ist ein europäisches Klimaschutzprogramm 
aufzulegen, das eine ökologische Steuerreform, eine Auswei- 
tung der Förderprogramme für erneuerbare Energien und 
Energieeinsparmaßnahmen, eine Richtlinie zur Einspeisung er- 
neuerbarer Energien in die Stromnetze, die Aufhebung der 
Steuerbefreiung für in der Luftfahrt verwendete Mineralöle und 
ein C02-Minderungsprogramm für den Kfz-Verkehr enthält. 

2. auch für alle anderen Treibhausgase, die in den VN-Klima- 
konferenzen behandelt werden, eigene Reduktionsziele auf- 
zustellen, die nicht auf die angestrebten C02-Minderungen 
anzurechnen sind. 

3. ein Klimaschutzgesetz vorzulegen, um das selbstgesetzte Kli- 
maschutzziel zu erreichen. Darin ist ein umfassendes nationa- 
les Klimaschutzprogramm vorzusehen, das ein Konzept für eine 
nationale ökologische Steuerreform enthält, die den Faktor 
Arbeit entlastet und stufenweise den Energie- und Ressour- 
cenverbrauch steuerlich belastet. Ausgenommen von den 
Energiesteuern werden regenerative Energien und die Kraft- 
Wärme-Kopplung. Ferner sind der Abbau umweltschädlicher 
und energieverbrauchsfördernder Subventionen durchzu- 
führen und ein ökologisch ausgerichteter energiewirtschaftli- 
cher Ordnungsrahmen zu schaffen. Notwendig sind auch die 
Festsetzung dynamischer Reduktionsstandards des Energie- 
verbrauchs, eine Energieeinsparverordnung, die Verlagerung 
des Güterverkehrs auf Schiene und Wasserstraßen, die Fest- 
setzung verbindlicher Niedrigverbrauchswerte bei Pkw und 
Lkw und die Festlegung verbindlicher Anforderungen an eine 
ökologisch verträgliche Land- und Forstwirtschaft. 

4. im Klimaschutzgesetz die Reduktion von C02-Emissionen bei 
Industrie und Gebäuden gemäß dem nationalen Reduktions- 
ziel bis zum Jahr 2005 festzulegen. 


Bonn, den 13. Januar 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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